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Ein Zivildienstleistender und ein Bewohner des Wohnheims Wielandleben in Röthenbach füttern die Tiere des Landwirtschaftsbetriebs. Foto: Keystone

Quentin Schlapbach

Am 14. Juni stimmt die Bevölke-
rung nicht nur über die 10-Mil
lionen-Initiative der SVPab, son-
dern auch über das neue Zivil-
dienstgesetz. Der Bundesratwill
den Wechsel von der Armee in
den Zivildienst mit sechs Mass-
nahmen erschweren. Die jüngs-
te Umfrage von Tamedia und
«20 Minuten» zeigt: Es dürfte
knappwerden. Befürworter und
Gegner liegen derzeit gleichauf.

Angesichts derTatsache, dass
es sich um eine Behördenvorlage
handelt, sind diese tiefen Zu-
stimmungswerte überraschend.
Wie die Umfrage zeigt, können
die Gegnervor allemmit demAr-
gument punkten, dass bei einem
Ja viele Heime, Spitäler, Schu-
len und auch Landwirtschafts
betriebe in der Schweiz einmas-
sives Personalproblem hätten.

Tatsächlich schreibt der
Bundesrat in seiner Abstim-
mungsbotschaft, dass erbei einer
Annahme der Vorlage von ei-
nem Rückgang der jährlichen
Zulassungen für den Zivildienst
von 7200 auf 4000 ausgeht. Das
heisst: Ab 2027 stünden 40 Pro-
zentwenigerZivildienstleistende
für Einsätze zur Verfügung.

Wer sichmit den sechs Mass-
nahmen und den aktuellen Zu-
lassungsstatistiken befasst, ge-
langt aber schnell einmal zur
Frage: Wie kommt der Bundes-
rat überhaupt auf diese Zahlen?

ErhöhteMindesteinsatzdauer
für Zivildienst
Gründe, die Prognosen des Bun-
desrats anzuzweifeln, gibt es
mehrere. Laut dem Bundesamt
für Zivildienst (Zivi) haben sich
2025 rund 4000 junge Männer
bereits bei derAushebung fürden
Zivildienst entschieden. Diese
Gruppe ist von der zur Abstim-
mung stehendenVerschärfungen
nurminimal betroffen. Zwei von
sechs Massnahmen sehen zwar
vor, dass Zivildienstleistende ihre

Einsätze künftigweniger flexibel
planen können. Konkretmüssen
sie bereits im Jahr der Zulassung
ihren ersten Dienst leisten. Ob
diese Massnahme viele dieser
Männerdavon abhält, Zivildienst
zu leisten, scheint aber unwahr-
scheinlich.

Die zweite Gruppe von jähr-
lich rund 800 Personen wech-
seltwährend derRekrutenschule
in den Zivildienst. Auch sie sind
von den sechs Gesetzesverschär-
fungen nur minimal betroffen.
Nur jene, die in ihrer kurzen Zeit
in der Armee befördert wurden,
müssten künftig länger Zivil-
dienst leisten, wenn sie wech-
seln. Laut Zahlen des Zivi hat
aber nur jeder zehnte Wechsel-
willige zuvor eine Kaderfunktion
in der Armee inne.

Die mit Abstand grösste Wir-
kung verspricht sich der Bun-
desrat von der Massnahme, die
Mindesteinsatzdauer für den
Zivildienst zu erhöhen. Bei ei-
nem Wechsel von der Armee in
den Zivildienst werden die rest-
lichen Diensttage heutemit dem
Faktor 1,5multipliziert.Wer bei-
spielsweise 80 Tage übrig hatte,
musste noch 120Tage Zivildienst
leisten. Neu soll der Einsatz in
jedem Fall 150 Tage dauern –
also auch für jene, die weniger
als 100Tage Restdienstage in der
Armee übrig haben.

Auch hier zeigen die Zahlen,
dass rund die Hälfte der Über-
tritte (circa 1200 pro Jahr) bereits
unmittelbar nach der Rekruten-

schule oder dem erstenWieder-
holungskurs stattfindet. Diese
Männer haben in der Regel also
ohnehin nochmehr als 100 Rest-
diensttage übrig. Es bleibt eine
relativ kleine Gruppevon jährlich
rund 1200Männern übrig, für die
derWechsel mit derMassnahme
tatsächlich unattraktiverwürde.

Die Rechnung
des Bundesrats
Der Bundesrat gibt offen zu,
dass dieWirkung seinerVorlage
schwierig zu prognostizieren sei.
«Eine verbindliche quantitative
Aussage zur Senkung der An-
zahl Zulassungen ist nicht mög-
lich», schreibt er in seiner Ab-
stimmungsbotschaft. Aufgrund
der neuen Mindesteinsatzdau-
er von 150 Tagen dürfe aber er-
wartetwerden, dass deutlichwe-
niger «ausgebildete Soldaten»
zum Zivildienst wechseln. Weil
die «Logik des Neuen Führungs-
modells für die Bundesverwal-
tung» ohnehin eine Planungs-
grösse voraussetze, gehe man
folglich von einemRückgang der
Zulassungen um40 Prozent aus.

Wie der Bundesrat auf diese
Zahl kommt, bleibt schleierhaft.
Nicht nur steht die Berechnung
im Widerspruch zu den aktuel-
len Zulassungszahlen, sondern
auch zu einer Studie, die er 2024
selbst in Auftrag gegeben hatte.
Dort wurden 3268 Männer, die
von derArmee in den Zivildienst
wechselten, zu ihren Beweg-
gründen gefragt. Viele nannten
zwar die Flexibilität, die der Zi-
vildienst bietet, als Vorteil. Mit
Abstand am häufigsten wurde
aber die Sinnhaftigkeit als ent-
scheidenderGrund genannt. Die
meisten Wechselwilligen waren
der Ansicht, dass sie im Zivil-
dienst einen sinnvolleren Bei-
trag für die Gesellschaft leisten
könnten als in der Armee.

Was sagen die Befürworter
und Gegner der Vorlage zu den
Prognosen des Bundesrats? Die
aktuelle Gesetzesrevision geht

wesentlich auf eine Motion von
SVP-Nationalrat Thomas Hurter
aus dem Jahr 2022 zurück. Er
sagt, dass er grundsätzlich we-
nig von Prognosen halte. «Ich bin
aber überzeugt, dass die Mass-
nahmen eine grosse Wirkung
haben werden», so Hurter. Dies
zeige allein die Tatsache,wie ve-
hement seitens der Gegner ge-
gen dieVorlage gekämpftwerde.

Zivildienst als
Ersatzdienst
Die sechs Massnahmen würden
dazu führen, dass jene, die kei-
nen Militärdienst leisten möch-
ten, sich wieder mehr bemühen
müssten. «Die aktuelle Diskus-
sion schärft das Bewusstsein,
ob man wirklich einen Gewis-
senskonflikt hat oder nicht», so
Hurter. Der Zivildienst sei expli-
zit nur als Ersatzdienst fürMen-
schenmit einemGewissenskon-
flikt eingeführt worden. «Alles
andere ist verfassungswidrig.»

Priska Seiler Graf, SP-Natio
nalrätin und Präsidentin des Zi-
vildienstverbandes Civiva, sagt,
dass sie nicht abschliessend be-
urteilen könne, wie realistisch
die Prognosen seien. «Letztlich
müssen wir aber von den Zah-
len ausgehen, die der Bund uns
zur Verfügung stellt.» 40 Pro-
zent weniger Zivildienstleisten-
de wäre ein massiver Einschnitt
und würde etliche Betriebe vor
Probleme stellen, so Seiler Graf.

Selbst wenn der Rückgang
nicht ganz so drastisch ausfal-
len sollte, lohne sich der Kampf
gegen die Vorlage. Die bürgerli-
cheMehrheit imParlamentwolle
den Zivildienst schrittweise ab-
schaffen, sagt die SP-National
rätin. Jüngst sprach sich das Par-
lament für dieWiedereinführung
der Gewissensprüfung aus so-
wie auch für eine Zusammenle-
gung des Zivildienstes mit dem
Zivilschutz. «Dieser Salamitaktik
kann die Bevölkerungmit einem
Nein am 14. Juni vorzeitig den
Riegel schieben», sagt SeilerGraf.

40 Prozent weniger Zivis:Wie
kommt der Bundesrat darauf?
Zivildienst-Reform Aktuelle Zahlen zeigen: Die versprocheneWirkung der zur Abstimmung
stehenden Verschärfungen ist weit weniger gesichert, als der Bundesrat suggeriert.

Der Bundesrat
will denWechsel
von der Armee in
den Zivildienstmit
sechsMassnahmen
erschweren.

Seit 2019 die Waadt erstmals
ein Handyverbot an Schulen
einführte, haben Kantone wie
Aargau, Nidwalden und Wallis
nachgezogen.Vielerorts erlassen
auch Gemeinden und einzelne
Schulen eigene Regeln.

Das Handy gilt als Hauptver-
ursacher schulischer Probleme –
vonAblenkung überMobbing bis
zu schwächeren Leistungen und
zunehmender Schulschwänzerei.
Entsprechend hoch sind die
Erwartungen.

Die Verbannung von Smart-
phones wird deshalb von der
Bevölkerung breit unterstützt.
82 Prozent der Schweizerinnen
und Schweizer sprechen sich laut
einer Sotomo-Umfrage für die
Massnahmen aus. Selbst unter
jungen Erwachsenen findet die
Idee eine Mehrheit.

Eine neue Grossstudie kommt
jedoch zu einem anderen Er
gebnis: Der erhoffte Effekt der
Verbote bleibt aus.

Daten von über
40’000 Schulen
Die Studie, die gestern vom re-
nommierten National Bureau of
Economic Research in den USA
veröffentlicht wurde, ist die bis-
lang grösste Untersuchung zu
Handyverboten an Schulen.

ForschendemehrererUS-Uni-
versitäten werteten Daten von
über 40’000 Schulen aus und
kombinierten dafür unter ande-
rem Leistungsdaten, Diszipli-
narstatistiken, Daten zur Han-
dynutzung sowie Befragungen
von Lehrpersonen und Schülern.

Im Zentrum stehen Schulen,
die besonders strikte Verbote
eingeführt haben – etwa durch
verschliessbare Handyhüllen,
die den Zugriff während des
ganzen Schultags verhindern.
Diesewurdenmit vergleichbaren
Schulen ohne solche Massnah-
men verglichen.

Die Daten zeigen zunächst
einen klaren Effekt: Die Nutzung
von Smartphones im Schulalltag
geht deutlich zurück. Das ist die
gute Nachricht.

Doch der zentrale Befund ist
ernüchternd: Im Durchschnitt
lassen sich keine Verbesserun-
gen bei den schulischen Leistun-
gen nachweisen.

Leistungen sind von
vielen Faktoren abhängig
Das Portal «Streamline», das
Bildungsthemen international
aufbereitet, schreibt, die Studie
sende «Schockwellen» durch das
Bildungssystem. Denn sie stellt
eine verbreitete Annahme infra-
ge: dass die Einschränkung von
Smartphones zentrale schuli-
sche Probleme löst – und lenkt
den Blick auf Faktoren, die sich
politisch weit schwerer regulie-

ren lassen als durch ein einfa-
ches Handyverbot.

Die Studie selbst liefert keine
eindeutige Erklärung, verweist
aber auf zentrale Zusammen-
hänge – von der Stabilität des
familiären Umfelds bis zurQua-
lität des Unterrichts. Der Ein-
fluss eines einzelnen Elements
wie der Handynutzung ist da
gegen begrenzt.

Zudem zeigen sich laut der
Studie unerwartete schädliche
Nebenwirkungen von Handy-
verboten. In Schulen mit stren-
gen Regeln stiegen die Diszi
plinarmassnahmen im ersten
Jahr deutlich an, etwa die Zahl
der Suspendierungen.

Die Forschenden führen dies
unter anderem darauf zurück,
dass neue Regeln zunächst
durchgesetzt werden müssen.
Gleichzeitig verändert sich das
Verhalten der Schülerinnen und
Schüler: Wer nicht mehr zum
Smartphone greift, sucht an
dere Formen derAblenkung oder
gerät häufiger in Konflikte mit
anderen.

Auch dasWohlbefinden litt.Viele
Schülerinnen und Schüler be-
richten im ersten Jahr nach Ein-
führung eines Verbots vonmehr
Stress und Frustration.

Handyverbot-Wirkung nicht
vorschnell abschreiben
Die Forschenden selbst kom-
mentieren ihren Befund nüch-
tern. Im Durchschnitt seien die
Effekte auf die schulischen Leis-
tungen «nahe bei null», heisst es
in der Studie. Auch bei anderen
zentralen Erwartungen finden
sie kaum Hinweise auf Verbes-
serungen –weder bei der Schul-
schwänzerei noch bei der Auf-
merksamkeit imUnterricht oder
beim Onlinemobbing.

Der Stanford-Ökonom Tho-
mas S. Dee, einer der Autoren,
warnt laut der «NewYorkTimes»
dennoch davor, die Wirkung
eines Handyverbots vorschnell
abzuschreiben. In der Bildung
würden Reformen oft zu schnell
eingeführt – und ebenso schnell
wieder verworfen, obwohl sich
ihre Effekte erst mit Verzöge-
rung zeigten.

Edgar Schuler

Keine besseren Noten
durch handyfreie Schulen
US-Studie Der Effekt auf die schulischen
Leistungen liegt «nahe bei null».

Alle Smartphones an einem Ort: Schule Munzinger in Bern. Foto: Adrian Moser

Die Verbannung
von Smartphones
wird von
der Schweizer
Bevölkerung
breit unterstützt.
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Anna Luna Frauchiger

AlsVeronika Eitenaiter im letzten
September an derMissionsstras-
se in Basel ihre Pralinémanufak-
tur eröffnete, klafften Löcher im
Trottoir vor dem Geschäft. «Ich
hatte mich monatelang auf die-
senMoment vorbereitet undwar
bitter enttäuscht», erzählt sie.

Von 2025 bis Mitte 2027
saniert die Stadt Basel die Mis-
sionsstrasse in mehreren Etap-
pen: Bauarbeiter entsiegeln
Parkplätze, verbreiternTrottoirs
undverschiebenHaltestellen. Ei-
tenaiterwusste nichts von dieser
Grossbaustelle, als sie sich für
zwei Jahre in denRäumlichkeiten
an derEcke zur Pilgerstrasse ein-
mietete, um ihreMatcha-Vanille-
undAprikose-Tahini-Pralinés zu
verkaufen. «DiesenWinter gab es
Tage, da betrat kein einzigerKun-
de den Laden», sagt sie.

Als die «Basler Zeitung» ver-
gangenen Monat über Eitenai-
ters schwierige Lage berichtete,
seien ein paar neue Kunden vor-
beigekommen, aus Solidarität:
«Aber sie alle beschwerten sich,
wie umständlich es war, her-
zukommen», sagt Eitenaiter –
«verständlicherweise.» Und so
kämpft sie mit ihrem Start-up
weiterhin ums Überleben. «Die
Stadt hat diese Grossbaustelle
ohne Rücksicht auf das Gewer-
be und auf die Anwohner ge-
startet.»

«Die Politik hat uns
vernachlässigt»
Auch andere Gewerbetreibende
an der Missionsstrasse sind un-
zufrieden: «Die Politik hat uns
vernachlässigt», sagt der Inhaber
des Imbisses Best Pizza. Seinen
Namen möchte er nicht in der
Zeitung lesen. «Früher liefer-
ten wir vier bis fünf Pizzas pro
Stunde aus, mit der Baustelle
höchstens eine.» Die Bauarbei-
ten schränkten den Verkehr so
stark ein, dass die Angestellten
in ihren Lieferautos manchmal
20 Minuten brauchten, um bis
zur 100 Meter entfernten Kreu-
zung zu gelangen.

Aline Senn, die in der Nähe
ein Goldschmiedeatelier führt,
konnte sich zwar im Gegensatz
zu Eitenaiter auf die Situation
vorbereiten – und hat neben der
Lauf- auch Stammkundschaft.
Trotzdem rechnet sie aufgrund
derBaustellemit Umsatzeinbus-
sen von circa 50 Prozent. «Die
Grossen überleben, die Kleinen
gehen zu», befürchtet sie.

Genau daswill die Basler Poli-
tik künftig verhindern: Sie plant,
einen Fonds einzurichten für
Läden und Restaurants, die we-
gen städtischer Baustellenweni-
ger Umsatz machen. Der Grosse
Rat hat EndeApril einen entspre-
chendenVorstoss angenommen.
«Die Regierung betont immer,
wiewichtig ihnen die KMU sind.
Jetzt sollen sie endlich vorwärts-
machen», sagt derBasler Initiant
Alex Ebi von der Liberal-Demo-
kratischen Partei (LDP).

Auch in Zürich belasten
Baustellen Läden
Nicht nur in Basel verlangen
Politiker Entschädigungen für
baustellengeplagte Gewerbler: In
verschiedenen SchweizerStädten
bringen liberale Kräfte ähnliche
Forderungen ein, die von brei-
ten Allianzen unterstützt wer-

den – so etwa imGemeinderat in
Zürich imvergangenen Sommer.

Zuvor hatten sich in Zürich
immer wieder Gewerbetreiben-
de öffentlich über Umsatzein-
bussen beklagt. Die Medien be-
richteten beispielsweise über die
Bäckerei Oski Kuhn, die wegen
einer Baustelle an der Badener-
strasse fast in Konkurs gegan-
gen wäre. Oder über das Res-
taurant Bohemia amKreuzplatz,
das während der Sanierung der

Kreuzung imHerbst zweiMonate
zumachte: Sie könne bei diesem
Lärm und Staub unmöglich die
Fenster öffnen, sagte Inhaberin
Martine Fehr zu dieserRedaktion.

Unterstützung der Stadt gab
es laut Fehr «in keinsterWeise».

Das soll sich jetzt also än-
dern. Der Zürcher Stadtrat muss
innert einer Frist von zwei Jah-
ren einen Lösungsvorschlag für
das baustellengeplagte Gewerbe
ausarbeiten, der Regierungsrat
des Kantons Basel-Stadt innert
vier Jahren.

Weiter ist in dieser Sache Lau-
sanne: Dort ist eine Regelung seit
Februar bereits in Kraft.Auch das
Genfer Stadtparlament hat ver-
gangenes Jahr zweimal je zwei
Millionen Franken Entschädi-
gungen gesprochen für die Ge-
schäfte an der Rue de Carou-
ge – wo die Stadt Leitungen,
Tramgleise, Trottoirs und Plät-
ze sanierte. Die Regierung plant
nun, das Entschädigungsmodell
zu formalisieren,wie die «Tribu-
ne deGenève» berichtete. In Frei-

burg hingegen sind die Gewerbe-
treibenden mit ihren Forderun-
gen gescheitert: Das Parlament
hat im vergangenen November
beschlossen, geschädigten Be-
trieben keineAusgleichszahlun-
gen zu bezahlen.

In Lausanne haben die Ge-
schäfte Anspruch auf Entschä-
digungen, wenn die Stadt mehr
als drei Monate im Umkreis
von zehn Metern baut oder ei-
nen Eingang versperrt. Dann
muss die Stadt den Läden und
Restaurants die Hälfte derMiet-
kosten zurückerstatten – derMa-
ximalbetrag liegt bei 3000 Fran-
ken pro Monat.

Grossunternehmen
sollen nicht profitieren
Wichtig ist auch: Die Gewerbe-
treibenden dürfen nicht mehr
als drei Filialen in Lausanne
führen. Damit will die Lausan-
ner Regierung verhindern, dass
Grossunternehmen und Ketten
profitieren. Diese Problema-
tik diskutierte vor zwei Wochen

auch der Basler Grosse Rat: Man
wolle schliesslich nicht Geschäf-
tewieMcDonald’s «staatlichmit-
finanzieren», sagte etwaMichela
Seggiani von der SP.

In Lausanne ist klar: Es geht
darum, den lokalen Einzelhan-
del zu unterstützen – der sich
laut Stadträtin FlorenceGermond
(SP) in einer «äusserst schwie-
rigen Lage» befindet. «Die Mie-
ten sind hoch, der Onlinehandel
macht ihnen starke Konkur-
renz. Und wenn wir dann noch
mit unseren Bauarbeiten hinzu-
kommen, erschwert das den Ge-
schäftsbetrieb zusätzlich», sagte
GermondAnfang Februar zuRTS.

In Zürich und Basel hinge-
gen lehnten die Regierungen
Entschädigungen ab. Die Argu-
mente: Erstens gehöre eine sol-
che Baustelle zum Geschäftsri-
siko. «Baustellen nerven», sagte
Simone Brander (SP), Vorstehe-
rin des ZürcherTiefbauamts,ver-
gangenen Sommer imRat.Aber:
«Alle paar Jahrzehnte trifft es
einen eben.»

Und zweitens führe eine Baustel-
le längerfristig zu «attraktiven
Umgestaltungen und Begrünun-
gen des Strassenraums», in den
Worten der Basler Baudirekto-
rin Esther Keller (GLP). «Die Ge-
schäfte sowie die Anwohnerin-
nen undAnwohner haben einen
unmittelbarenNutzen», sagte sie
im Februar im Parlament.

Rechtlich steht
das Gewerbe allein da
Die Stadt Zürich hat deshalb bei-
spielsweisevon 2019 bis 2024 nur
eine von 30 Entschädigungsfor-
derungen bewilligt. Zuletzt zog
derZürcherBäckereibesitzerReto
Hausammann 2024 eine Klage
bis vor Bundesgericht: Sein Ge-
schäft an derUniversitätsstrasse
hatte 170’000 Franken Einbusse
erlitten, als die Tramhaltestelle
direkt davor umgebaut wurde.
Das Bundesgericht lehnte die
Beschwerde ab. Laut Bundesge-
richt gibt es nur bei Baustellen
eine Entschädigungspflicht, die
über ein halbes Jahr dauern und
besonders intensiv sind.

«Die Rechtsprechung ist so re-
striktiv, dass es so gutwie nie zu
Entschädigungen kommt», sagt
Emanuel Tschannen. Er vertrat
Bäcker Hausammann als An-
walt – und erwar es auch, der als
FDP-Gemeinderat neue Regeln
forderte.

Wie viel die neuen Subven-
tionen Zürich und Basel kosten
werden, ist noch unklar. In Lau-
sanne rechnet die Regierungmit
Kosten von mehr als drei Mil
lionen Franken pro Jahr.

In anderen Deutschschweizer
Städten sind Entschädigungen
wegenBaustellen noch keinThe-
ma.Vielleicht aber lassen sich die
lokalen FDP-Fraktionen inspirie
ren: Die gewählten Ansätze in
anderen Städten seien «interes-
sant», schreibt etwaFDP-Stadträ-
tin Chantal Perriard aus Bern auf
Anfrage. Und auch FDP-Gross-
stadtratMikeHauser aus Luzern
hält es für «durchaus denkbar,
dass das aufs Tapet kommt».

In Luzern siehtman
auch das Positive
Gerade in Luzern leiden Betriebe
seit Monaten unter einer Gross-
baustelle rund um die Bahnhof-
strasse – die Promenade entlang
der Reuss wird autofrei. Auch
direkt vor dem Modegeschäft
Zaunkönig am Hirschengraben
dröhnen die Presslufthämmer.
«Ich würde auch nicht hier ent-
langgehen, der Lärm ist ohren-
betäubend», sagt Ladenbesit-
zer Ralph Vorsteher. Er fände es
sinnvoll,wenn die Stadtmit Ent-
schädigungen dafür sorgt, dass
das Kleingewerbe überlebt und
«nicht nur die Uhren- und Sou-
venirläden für die Touristen».
Andererseits belaste eine solche
Lösung natürlich auch die Steu-
erzahler – also die Kunden.

Ettore Indraccolo, Besitzer
des Schuhladens Benci Brothers
vor der Kapellbrücke, hat das
Schlimmste hinter sich: Die Bau-
stelle hat ihm monatelang die
Sicht auf das Schaufenster ver-
sperrt, die Laufkundschaft blieb
aus. Jetzt stehen nurnoch auf der
anderen StrassenseiteAbschran-
kungen. Und Indraccolo ver-
sucht optimistisch zu bleiben:
«Für die Touristen ist es nach-
her schöner, sie können dannvor
dem Geschäft durchflanieren.»

«Kein einziger Kunde betrat den Laden»
Städtische Baustellenfonds Lärm, Staub, Sperrungen: Wegen Baustellen verlieren Läden Kundschaft, manchmal jahrelang.
Basel und Zürich wollen lokale Geschäfte entschädigen. Lausanne zeigt, wie es geht.

Es geht ums Überleben: Veronika Eitenaiter vor ihrer Pralinémanufaktur an der Missionsstrasse in Basel. Foto: Pino Covino

Er versucht optimistisch zu bleiben: Ettore Indraccolo in seinem Schuhgeschäft in Luzern. Foto: Patrick Gutenberg

«Die Stadt hat
die Grossbaustelle
ohne Rücksicht auf
das Gewerbe und
auf die Anwohner
gestartet.»

Veronika Eitenaiter
Gewerbetreibende aus Basel


